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Kurzfassung 

Anlass, Ziel und Methodik der Zwischenevaluierung 

Vor dem Hintergrund der demographischen Veränderungen macht das Städtebauförder-

programm "Kleinere Städte und Gemeinden - überörtliche Zusammenarbeit und Netzwer-

ke" seit dem Programmstart 2010 Förderangebote zur überörtlichen, arbeitsteiligen An-

passung der Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. Gegenstand der vorliegenden ersten 

Zwischenevaluierung ist es, die Zielerreichung und Bedeutung des im Verhältnis zu ande-

ren Städtebauförderprogrammen noch relativ jungen Programms festzustellen.  

Das "programmübergreifende Evaluierungskonzept für die Städtebauförderung von Bund 

und Ländern", auf das sich Bund, Länder und kommunale Spitzenverbände geeinigt ha-

ben, liegt auch der vorliegenden Untersuchung zugrunde.  Neben Veröffentlichungen zum 

fachlichen Kontext flossen die Programmdokumente und die der Fachöffentlichkeit zu-

gänglichen Informationen der Programmbegleitung, insbesondere die Statusberichte zum 

Programmvollzug, in die Analysen ein. Die wichtigsten Datengrundlagen wurden vom 

BBSR zur Verfügung gestellt, wobei es sich einerseits um Kontextdaten zu den Räumen 

und Gemeinden, zum anderen um programmbezogene Daten handelt. Entsprechend des 

Evaluierungskonzeptes waren von der Bundestransferstelle 26 Fallstudien vorbereitet 

worden, die für vergleichende Analysen auf der Ebene von Kooperationsräumen eine in-

formative qualitative Basis bildeten.  

Um die programmspezifisch sehr vielfältige Umsetzung in den Ländern, Kooperations-

räumen und Kommunen ausreichend zu reflektieren, wurden zusätzlich ausführliche Ge-

spräche mit allen Programmverantwortlichen der Länder geführt. Dem intensiven Aus-

tausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Länder, Kommunen und Verbände dienten 

drei flankierende Workshops. Für ihr Engagement und ihre Kooperationsbereitschaft sei 

allen am Verfahren Beteiligten ausdrücklich gedankt. 

Programmziele, Grundlagen und Programmentwicklung 

Mit dem Programm unterstützt die Städtebauförderung kleinere Städte und Gemeinden 

bei notwendigen Anpassungen an den demografischen Wandel. Es betritt dabei auf zwei-

erlei Weise Neuland, indem es sich zum einen explizit an kleinere Städte und Gemeinden 

wendet und sie zum anderen zur überörtlichen Zusammenarbeit bei der Bewältigung der 

jeweiligen Herausforderungen auffordert. Ziel der Städtebauförderung ist es dabei, zu-

kunftsfähige Städte und Gemeinden als lebenswerte Wohn- und Arbeitsorte zu sichern. 

Eingebettet ist das Bund- Länder-Programm in die übergeordnete "Initiative Ländliche 

Infrastruktur" des Bundesbauministeriums. Ziel der Initiative ist die Sicherung der Da-
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seinsvorsorge in ländlichen Regionen, die von Bevölkerungsrückgang, Abwanderung, 

Überalterung und stagnierender bis rückläufiger wirtschaftlicher Entwicklung geprägt sind.  

Übergeordnetes Ziel des Programms "Kleinere Städte und Gemeinden - überörtliche Zu-

sammenarbeit und Netzwerke" ist es dabei, die Städte als Ankerpunkte der Daseinsvor-

sorge für die Zukunft handlungsfähig zu machen und ihre zentralörtliche Versorgungs-

funktion dauerhaft, bedarfsgerecht und auf hohem Niveau für die Bevölkerung der Region 

zu sichern bzw. zu stärken. Dies soll durch drei Leitziele umgesetzt werden: 

Å Kräfte bündeln, überörtlich kooperieren, 

Å Infrastruktur anpassen - Daseinsvorsorge langfristig sichern  

Å Integriert handeln, finanzieren und fördern. 

Das Programm "Kleinere Städte und Gemeinden" entfaltet damit eine wesentliche Initia-

tivwirkung zur Stärkung von Ankerstädten in ländlichen Regionen. Eingesetzt werden 

können die Finanzhilfen für städtebauliche Gesamtmaßnahmen, insbesondere für die 

Vorbereitung und Durchführung von Investitionen in die städtebauliche Infrastruktur der 

Daseinsvorsorge und damit gleichzeitig zur Beseitigung städtebaulicher Missstände. Städ-

te und Gemeinden, die überörtlich in einem größeren funktionalen Zusammenhang zu-

sammenarbeiten oder kleinere Städte in Kooperation mit ihrem Umland soll dabei Vorrang 

eingeräumt werden. 

Das Städtebauförderprogramm "Kleinere Städte und Gemeinden" hat sich seit seinem 

Start im Jahr 2010 gut entwickelt. Die Nachfrage nach dem Programm ist kontinuierlich 

gewachsen: Die Anzahl der geförderten Gesamtmaßnahmen ist von 76 im Jahr 2010 auf 

536 im Jahr 2016 gestiegen, an denen 1.554 Kommunen beteiligt sind. 96 Prozent aller 

beteiligten Kommunen sind dem Typ Kleinstadt oder Landgemeinde zuzurechnen. Die 

Programmkommunen liegen ganz überwiegend in ländlichen Räumen, je nach Siedlungs-

struktur der Länder auch überwiegend in dünn besiedelten Kreisen. Jedoch wird im Zeit-

verlauf ein Trend zur vermehrten Aufnahme von Kommunen in städtischen Räumen er-

kennbar. Die Indikatoren zur Strukturschwäche und zum demografischen Wandel zeigen, 

dass die Programmkommunen vielschichtige Problemlagen und überwiegend eine be-

sonders ausgeprägte Strukturschwäche aufweisen. Die Betroffenheit vom demografi-

schen Wandel ist dabei unterschiedlich. 

Die instrumentell-prozessuale Umsetzung des Programms erfolgt über die Erarbeitung 

und Fortschreibung integrierter Entwicklungskonzepte und die Bildung überörtlicher Netz-

werke zur Sicherung der Daseinsvorsorge. Dazu gehören Abstimmungsprozesse und 
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Kooperationsmanagement sowie die Beteiligung und Mitwirkung von Bürgerinnen und 

Bürgern.   

Im inhaltlich-thematischen Programmfokus stehen Maßnahmen zur Anpassung oder lang-

fristigen Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge unter den Bedingungen des demo-

grafischen Wandels. Investitionen sollen auch zur Behebung städtebaulicher Missstände, 

insbesondere zur Anpassung der Infrastruktur dienen. Dazu gehören auch Maßnahmen 

zur Innenentwicklung, zur Schaffung und Erhaltung von Grün- und Freiräumen sowie zur 

Barrierearmut oder -freiheit von Gebäuden und Flächen. 

Als Programm am Schnittpunkt von städtischer und ländlicher Entwicklung spielt das Zu-

sammenwirken mit den Programmen der ländlichen Entwicklung auf der europäischen 

und nationalen Ebene eine wichtige Rolle. Sie haben eine große Bedeutung in den Ko-

operationsräumen des Programms "Kleinere Städte und Gemeinden". 

Programmumsetzung in den Ländern 

Mit Ausnahme der Stadtstaaten und Hessen beteiligen sich alle Bundesländer am Pro-

gramm. Das Programm trifft auf sehr unterschiedliche siedlungsstrukturelle, regionalöko-

nomische und demografische Rahmenbedingungen in den Ländern. Auf der einen Seite 

sind einige Länder stärker durch ländliche Räume geprägt, in anderen dominieren ver-

städterte Räume. In einigen Ländern dehnen sich inzwischen auch kleinere Städte auf-

grund von Eingemeindungen erheblich in der Fläche aus und verfügen über eine Vielzahl 

von Ortsteilen. Unterschiedliche kommunale Länderstrukturen und die Ergebnisse von 

Gebietsreformen beeinflussen die länderbezogene Umsetzung ebenfalls. Die Struktur der 

am Programm beteiligten Gemeinden wird zudem durch die jeweilige Förderstrategie des 

Landes sowie durch die Resonanz bei den Kommunen auf das Förderangebot mitbe-

stimmt.  

Auch wenn sich auf einzelne Aspekte bezogen Vergleichbarkeiten und Unterschiede in 

der Länderumsetzung erkennen lassen, hat sich gezeigt, dass die zwölf beteiligen Länder 

innerhalb der Leitplanken der Programmziele und der Regelungen der Verwaltungsver-

einbarung Städtebauförderung sehr individuelle Wege bei der Programmumsetzung ge-

hen. Das Programm ist dabei wie kein anderes Städtebauförderprogramm geeignet, auf 

unterschiedliche Strukturvoraussetzungen und Förderpolitiken mit Bezug zu kleineren 

Städten und Gemeinden flexibel zu reagieren.  

Instrumentell-prozessuale Umsetzung des Programms 
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Kernmerkmal des Programms ist die überörtliche Zusammenarbeit und die auch themen- 

sowie organisationsbezogene Kooperation. Auf der Raumebene sind drei Konstellationen 

anzutreffen. Bei interkommunalen Kooperationen schließen sich mehrere Kommunen "auf 

Augenhöhe", d. h. mit ähnlichen Ausgangsbedingungen, zu einem Verbund zusammen. 

Bei den Stadt-Umland-Kooperationen konzentriert sich die Aufgabenverteilung auf den 

zentralen Ort der Kooperation. Hier werden Einrichtungen der Daseinsvorsorge gebün-

delt. Das Umland profitiert im Umkehrschluss von der Versorgungsfunktion des zentralen 

Ortes. Bei den intrakommunalen Kooperationen bzw. den Flächengemeinden besteht in 

dem Sinne keine "klassische" Kooperation zwischen mehreren Gemeinden, sondern die 

Zusammenarbeit erfolgt innerhalb einer Gemeinde zwischen der Kernstadt und den ein-

zelnen Ortsteilen.  

Das Spektrum der Kooperationen ist im Programm "Kleinere Städte und Gemeinden" sehr 

breit, sie unterscheiden sich räumlich, thematisch und organisationsbezogen. Beispielge-

bend sind umfassende Kooperationskonstellationen, in denen die Zusammenarbeit meh-

rerer Gemeinden themenübergreifend in der Planung, der Prozessbegleitung sowie Um-

setzung durch das Programm "Kleinere Städte und Gemeinden" unterstützt wird. Wäh-

rend der Wille zur Zusammenarbeit sich bei den Akteuren selbst durchsetzen muss, kann 

das Kooperationsmanagement bei der Umsetzung eine wichtige Rolle spielen, wenn es 

die Verwaltung beim Fördercontrolling, der programmübergreifenden Fördermittelakquisi-

tion, der Mobilisierung privaten Kapitals sowie bei der Zusammenarbeit unterstützt. Die 

Flexibilität, die das Programm bei den Gestaltungs- und Organisationsformen der Koope-

rationen ermöglicht, hat sich nach Angaben der Programmbeteiligten bewährt.  

Integrierte überörtliche Entwicklungskonzepte stellen ein Kerninstrument des Programms 

dar. Ähnlich der vielfältigen Kooperationskonstellationen ist auch das Spektrum der vor-

liegenden integrierten Konzepte sehr groß. Auch hier ist festzustellen, dass zur Pro-

grammaufnahme teilweise auf bestehende regionale Planungsansätze zurückgegriffen 

wird. Fördergebietsbezogene und überörtliche Planungen erfordern eine hohe Kompetenz 

der Verwaltung und differenzierte Planungskompetenzen der externen Planungsbüros. 

Vielfach können die Konzepte aber noch stärker als ressort- und förderprogrammübergrei-

fende Strategien qualifiziert werden.  

Auch bei Bürgerbeteiligung, Akteurseinbindung und Öffentlichkeitsarbeit zeigen sich pro-

grammspezifischen Besonderheiten. Kleinere Städte und Gemeinden verfügen teilweise 

über weniger Erfahrung mit der Umsetzung der Städtebauförderung, im Vergleich zu kon-

kreten Vor-Ort-Projekten ist der überörtliche Ansatz den Beteiligten teilweise schwerer zu 

vermitteln und Vorbehalte gegenüber Anpassungen im Daseinsvorsorgebereich können 

ein zusätzliches Hemmnis für die Beteiligung darstellen. Gute Beispiele lassen erkennen, 

dass die Beteiligung bei einer Verknüpfung mit überzeugenden Leitbildern und konkreten 
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Maßnahmen gut funktionieren kann. Der Einsatz der Verfügungsfonds erfolgt im Pro-

gramm bisher noch selten, doch könnte das Instrument insbesondere geeignet sein, in 

kleinen Orten bzw. Ortsteilen die Akzeptanz für den überörtlichen Ansatz zu erhöhen, 

wenn dort mit dem Verfügungsfonds kleine Maßnahmen umgesetzt werden. 

Thematisch-inhaltliche Umsetzung des Programms  

Das Programm gibt einen Förderrahmen für ein breites Spektrum von Maßnahmen der 

Daseinsvorsorge vor, was unterschiedliche Förderschwerpunkte der Länder ermöglicht. 

Die Einbettung der inhaltlich-thematischen Handlungsschwerpunkte in die kommunalen 

Entwicklungserfordernisse gelingt jeweils über die integrierten Konzepte. Grundsätzlich ist 

eine Kongruenz zwischen dem jeweils diagnostizierten Handlungsbedarf, den Zielen bei 

der Weiterentwicklung der kommunalen Daseinsvorsorge und den Fördermaßnahmen 

gegeben. Den größten Handlungsbedarf sehen die Kommunen im öffentlichen Raum. 

Daher werden in diesem Handlungsfeld die meisten Maßnahmen realisiert. Das betrifft 

neben Grün- und Freiflächen auch die Aufwertung von Straßen, Plätzen und Parkflächen.  

In allen Ländern lassen sich viele Einzelmaßnahmen finden, die sich im Rahmen der Ge-

samtmaßnahmen mit der Aufwertung oder der Schaffung von sozialen Infrastrukturange-

boten, Veranstaltungszentren und Bürgerhäusern befassen. Die Förderung von Gemein-

debedarfseinrichtungen im Sinne multifunktionaler Einrichtungen ist verbindendes Ele-

ment des Programms in Bezug auf seine inhaltliche Umsetzung. In Bezug auf die Ziele 

der umgesetzten Maßnahmen zeigt sich, dass die Angebote zumeist in zentralen Lagen 

gebündelt und die Leistungen qualitativ aufgewertet werden. Leerstehende Gebäude wer-

den als sozialer Treffpunkt und gleichzeitig als Kultur- und Bildungszentren umgenutzt. 

Neu geschaffene multifunktionale Gemeindeeinrichtungen bieten Raum für Bürgerbeteili-

gung und sind gleichzeitig Verwaltungsorte.  

Durch viele Maßnahmen zur Barrierefreiheit versuchen die Kommunen, auf die Bedürfnis-

se einer älteren werdenden Wohnbevölkerung einzugehen. Gleichzeitig versucht man an 

vielen Orten, durch die Verbesserung der Lebensbedingungen von Familien die Abwan-

derung zu stoppen oder neue Bewohnerinnen und Bewohner zu gewinnen. Bauliche 

Maßnahmen in sozialen Treffpunkten stellen ein wesentliches Element dar, um die Mög-

lichkeit zu schaffen, die verschiedenen Bevölkerungsgruppen zusammenzubringen. 

Gleichzeitig ergeben sich hier Möglichkeiten einer gestärkten Innenentwicklung, die mit 

der Konzentration von Daseinsvorsorgeeinrichtungen in den Zentren herbeigeführt wer-

den soll. 

Zielerreichung des Programms 
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Die Zielerreichung zu messen, ist bei allen Evaluierungen der Städtebauförderung nicht 

einfach. Das hat seinen Grund vor allem darin, dass neben relativ leicht quantifizierbaren 

baulichen Ergebnissen Beiträge zu sehr komplexen und teilweise abstrakten Zielen und 

komplexen Wirkungen erwartet werden. Das ist beim Programm "Kleinere Städte und 

Gemeinden" in besonderem Maße der Fall. Die Verantwortlichen sollen eine neue Sicht-

weise einnehmen, integriertes Denken wird ebenso als Ziel formuliert wie gemeinschaftli-

ches Handeln.  

Es hat sich gezeigt, dass das Programm dabei nicht am Punkt Null anfangen musste, 

sondern an Erfahrungen aus anderen Förderprogrammen und teilweise bereits etablierte 

Kooperationen anknüpfen kann. So wird Kooperation teilweise gestärkt und teilweise an-

gestoßen. Das Programm unterstützt die Beteiligten dabei, ihr Handeln auf eine qualifi-

ziertere konzeptionelle Basis zu stellen, die alle relevanten Aspekte der Daseinsvorsorge 

und der Gemeindeentwicklung im Verbund thematisiert. Der umfassende Anspruch kann 

aber auch eine Zugangshürde für kooperationsunerfahrene und kleine Kommunen bilden. 

Zusätzliche Ansprüche stellt die Bündelung verschiedener Finanzquellen und Fördermög-

lichkeiten. Damit kommt der personellen und fachlichen Unterstützung eine deutlich grö-

ßere Bedeutung zu als bei Programmen, die Städte mit viel Fördererfahrung ansprechen.   

Vor Ort trägt das Programm zur Erreichung der unmittelbaren Ziele einer Anpassung der 

Daseinsvorsorge in unterschiedlicher Weise bei. Auch die Stärkung der Zentren wird er-

folgreich als Ziel verfolgt. Allerdings sind die materiellen Wirkungen des Programms be-

dingt durch den gegebenen Mitteleinsatz begrenzt. Insofern sind es eher richtungswei-

sende Anstöße, die das Programm geben kann, was seine Rolle als Impulsgeber für eine 

dauerhafte Kooperation unterstreicht. 

Unschärfen, die teilweise auf der programmatischen Ebene bereits angelegt sind, können 

sich bei der Programmumsetzung verstärken. Das betrifft erstens die Auswahl der Pro-

grammgemeinden. Hier könnten größere Anstrengungen unternommen werden, noch 

stärker die von Abwanderung und Alterung betroffenen Gemeinden für das Programm zu 

gewinnen. Zweitens wird der Grundgedanke des Programms, die überörtliche Zusam-

menarbeit, noch nicht angemessen als dauerhafte Förderbedingung qualifiziert. Zum drit-

ten ist jedes Programm der Städtebauförderung gut beraten, sein programmatisches Profil 

in den Maßnahmenschwerpunkten sichtbar zu machen, da es sonst Gefahr läuft, an in-

haltlichem Profil einzubüßen. Es gibt eine ganze Reihe guter Beispiele für eine konse-

quente Verbindung von Maßnahmen zur Anpassung der öffentlichen Daseinsvorsorge mit 

der Bewältigung städtebaulicher Herausforderungen. 
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen   

In den letzten Jahren haben sich in Deutschland die regionalen Unterschiede in der Ent-

wicklung von Ballungsräumen und ländlich-peripheren, strukturschwachen Räumen merk-

lich verstärkt. Um auf diese Herausforderung zu reagieren, ist das Programm "Kleinere 

Städte und Gemeinden ï überörtliche Zusammenarbeit und Netzwerke" sehr gut geeig-

net. Es richtet sich gezielt an Kommunen, die Kooperationen mit ihren Nachbargemeinden 

eingehen und gemeinsame Strategien zur Sicherung der Daseinsvorsorge und Lebens-

qualität umsetzen. Es ist also in höchstem Maße zeitgemäß und relevant. 

In dreierlei Hinsicht hat das Programm in den sieben Jahren seines Bestehens erfolgreich 

im Rahmen der Städtebauförderung des Bundes, der Länder und der Kommunen neue 

Akzente gesetzt und Bewährtes fortentwickelt: Erstens fokussiert es auf kleinere Städte 

und Gemeinden und zielt damit auf eine Gebietskulisse ab, die bisher in dieser Form nicht 

im Mittelpunkt der Städtebauförderung gestanden hat.  

Zweitens stellt der Titel des Programms deutlich die überörtliche Kooperation als Erfolg 

versprechende Form der Bewältigung der neuen Herausforderungen heraus. Es bietet für 

die kleineren Städte und Gemeinden einen Anreiz, zeitgemäße Lösungen gemeinsam zu 

erarbeiten und Angebote zu entwickeln, die mehreren Orten zugutekommen. Die Bereit-

schaft zur Kooperationen setzt eine neue Sichtweise und die Überwindung von Konkur-

renzdenken voraus. Ein derart anspruchsvoller Programmansatz benötigt Zeit, wird aber 

bereits in einer Reihe von im Programm kooperierenden Orten mit Erfolg gelebt. 

Drittens sollen durch das Programm Mängel und Lücken in der Daseinsvorsorge vermie-

den oder beseitigt werden. Welche Maßnahmen aus dem durch Bund und Länder umris-

senen Förderspektrum ergriffen werden, liegt dabei im Rahmen ihrer kommunalen Pla-

nungshoheit im Ermessen der Kommunen. Es hat sich in der Praxis gezeigt, dass sehr 

unterschiedliche Akzente gesetzt werden, durch die auf vielfältige Art und Weise den ne-

gativen Folgen des demografischen Wandels entgegengewirkt und auf drohende Entwick-

lungen vorausschauend reagiert werden kann.  

Die Relevanz des Programms "Kleinere Städte und Gemeinden" wird angesichts der fort-

schreitenden Ausdifferenzierung der räumlichen Entwicklungen und Lebensbedingungen 

weiter zunehmen. Ihm kommt vor diesem Hintergrund auch in Zukunft eine besondere 

und zunehmende Bedeutung zu, indem überörtlich abgestimmte Maßnahmen zur Siche-

rung der Daseinsvorsorge gefördert werden.  

Im Programmverlauf sind sowohl die Anzahl der geförderten Kooperationsräume und Ge-

samtmaßnahmen als auch die zur Verfügung stehenden Fördermittel kontinuierlich ge-
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stiegen. Das Programm findet bei den Kommunen eine positive Resonanz. Es sollte sich 

in Zukunft am steigenden Bedarf der Kommunen orientieren, muss aber auch die be-

grenzten finanziellen und personellen Kapazitäten der kleineren Städte und Gemeinden 

berücksichtigen. Insofern lassen die Ergebnisse der Evaluierung eine moderate jährliche 

Aufstockung geboten erscheinen.  

Gerade das Programm kleinere Städte und Gemeinde ist in besonderem Maße ein ler-

nendes Programm, wofür es viele Ansätze gibt: 

Å Das Programm fördert die integrierte Entwicklung der Kommunen auf der Schnittstelle 

von städtischer und ländlicher Entwicklung. Um den Mehrwert der integrierten Konzepte 

und ortsübergreifenden Abstimmungsprozesse zu sichern und noch mehr Wirkung zu 

entfalten, sollte es mit anderen Initiativen, Programmen und Instrumenten konsequenter 

verzahnt werden. 

Å Gerade kleineren Städten und Gemeinden will das Programm notwendige Anpassun-

gen der Daseinsvorsorge an die sich verändernden demografischen Bedingungen erleich-

tern. Um die Zielgruppe besser zu erreichen, sollten die Ansprache, Motivation und Bera-

tung intensiviert werden.  

Å In der überörtlichen Kooperation sieht der Programmansatz einen entscheidenden 

Schlüssel zur Bewältigung der demografischen Herausforderungen. Für ein Aufgreifen 

dieses strategischen Ansatzes sollte stärker geworben und seine Umsetzung konsequent 

unterstützt und eingefordert werden.  

Å Integrierte überörtliche Konzepte haben sich in der Städtebauförderung ebenso wie in 

der ländlichen Entwicklung als Planungsinstrument bewährt. Beide Ansätze aufeinander 

abzustimmen und kontinuierlich weiterzuentwickeln, stellt gerade an kleinere Städte und 

Gemeinden hohe Ansprüche. Für dieses Mehr an Qualität müssen sie bei ihren Anstren-

gungen auch zukünftig unterstützt werden. 

Å Bei der Anpassung der Angebote der Daseinsvorsorge bietet das Programm Unterstüt-

zung für ein breites Spektrum geeigneter städtebaulicher Maßnahmen. Noch konsequen-

ter sollten diese auf die Schaffung bzw. Anpassung von Infrastrukturen der Daseinsvor-

sorge sowie die Umsetzung von Maßnahmen fokussiert werden, die gleichzeitig zur Stär-

kung der Ortskerne und damit der Innenentwicklung beitragen.  

Å Die Vielfalt in der Art und Weise, wie das Programm umgesetzt wird, lädt zum Vergleich 

der unterschiedlichen Ansätze und zum länderübergreifenden Erfahrungsaustausch ein. 

Der Bedarf ist gerade für kleinere Städte und für Gemeinden mit wenig Erfahrung in der 
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Städtebauförderung hoch. Die Bundestransferstelle hat sich als hervorragender Impuls-

geber für ein lernendes Programm bewährt und sollte ihre Bemühungen zum programm-

spezifischen Kompetenzausbau fortsetzen.  

Kleinere Städte und Gemeinden bei der Bewältigung der Herausforderungen in Folge des 

demografischen und wirtschaftlichen Wandels durch neue räumliche und akteursbezoge-

ne Kooperationen sowie arbeitsteilige Leistungserbringung zu unterstützen, ist eine anhal-

tende Zukunftsaufgabe. Die Fortf¿hrung des Stªdtebaufºrderprogramms ĂKleinere Stªdte 

und Gemeindenñ ist gut geeignet, im Kontext weiterer Ansªtze zur Stªrkung des lªndli-

chen Raums seinen Beitrag zu leisten.   
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1. Einführung  

Das Bundesbauministerium und die Länder haben im Jahr 2010 das Städtebauförde-

rungsprogramm "Kleinere Städte und Gemeinden - überörtliche Zusammenarbeit und 

Netzwerke" gestartet. Eingebettet ist das Programm in die übergeordnete "Initiative Länd-

liche Infrastruktur" des Bundesbauministeriums. Ziel der Initiative ist die Sicherung der 

Daseinsvorsorge in ländlichen Regionen, die von Bevölkerungsrückgang, Abwanderung, 

Überalterung und stagnierender bis rückläufiger wirtschaftlicher Entwicklung geprägt sind. 

Nach sechs Jahren Programmlaufzeit stand die Zwischenevaluierung entsprechend des 

Evaluierungskonzepts für die Städtebauförderung von Bund, Ländern und Verbänden auf 

der Agenda. Der vorliegende Bericht stellt die Ergebnisse vor. Die Evaluierung wurde von 

Januar 2016 bis Februar 2018 im Auftrag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raum-

forschung durch das Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik (IfS) mit Unterstützung 

der EBP Deutschland GmbH durchgeführt. 

Der Bericht ist wie folgt aufgebaut: 

Im Kapitel 2 werden zunächst Anlass, Ziel und Methodik der Zwischenevaluierung erläu-

tert. 

Kapitel 3 stellt die programmbezogenen Rahmenbedingungen, Ziele, Handlungsfelder 

und Instrumente des Programms sowie dessen Einbettung in die Struktur- und Förderpoli-

tik des Bundes vor. Zusätzlich wird die Charakteristik der beteiligten Kommunen darge-

stellt. 

Kapitel 4 beschreibt, wie die Länder das Bund-Länder-Programm unter ihren jeweiligen 

Rahmenbedingungen und förderpolitischen Ausrichtungen formal und inhaltlich umsetzen. 

Im Kapitel 5 wird die Umsetzung des Programms hinsichtlich der Prozesse und Instru-

mente dargestellt und bewertet.  

Im Kapitel 6 werden die inhaltlich-thematischen Handlungsschwerpunkte vorgestellt, in 

denen das Programm Wirkung entfaltet.  

Kapitel 7 nimmt eine zusammenfassende Bewertung der Zielerreichung vor. 

Abschließend werden in Kapitel 8 Schlussfolgerungen und Empfehlungen formuliert, die 

auf den Evaluierungsergebnissen der Kapitel 3 bis 7 aufbauen und die jeweils am Ende 

der Kapitel formulierten Zwischenfazits aufgreifen. 






































































































































































































































